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Das Jahr 1995 ist von einigen Beobachtern der politischen Szene Spaniens als 'ver-
lorenes Jahr' bezeichnet worden. Das resultierte aus dem weitverbreiteten Gefühl,
daß das Ende der Ära der Sozialisten schon weit vor den Parlamentswahlen vom
März 1996 lag, die dann den Sieg der konservativen Partei unter Jose Maria Aznar
brachten. Auf diese Art wurde die Ära Gonzalez 1982-1996, die das spanische
Modell der Konstruktion Europas repräsentiert, als beendet erklärt. Die europäi-
sche Personalisierung von Felipe Gonzalez bedeutete eine neue Art der Führung,
noch mehr betont durch die Rhetorik des spanischen Nationalismus.

Die Kampagne „Gehen Sie, Senor Gonzalez"

Das Klima der innenpolitischen Spannungen, das seit den Wahlen von 1993 in Spa-
nien vorherrschte, hat sich während des Jahres 1995 noch verschlechtert. Die in
den vorangegangenen Jahren schon angedeuteten Tendenzen sind dabei verstärkt
aufgetreten' :

- Korruptionsfälle, die auch ranghohe Persönlichkeiten wie Bankiers oder Agen-
ten des Geheimdienstes betrafen, reichten bis zu dem Prozeß gegen Jose Barrio-
nuevo (Innenminister von 1982 bis 1991), der wegen der 'GAL-Affaire' (Staat-
licher Anti-Terrorismus gegen die ETA) angeklagt worden ist;

- die Zusammenarbeit zwischen der Partido Populär (PP) und der Izquierda Unida
(IU, mit Vorherrschaft der Kommunisten), um die Regierung der Sozialisten auf
nationaler, regionaler und kommunaler Ebene zu behindern;

- Werbekampagnen mancher Medien (Rundfunk oder Zeitungen wie ABC und El
Mundo), die sich der Verminung des Umfelds der sozialistischen Regierung
widmeten und aufgrund der parlamentarischen Unterstützung für die Regierung
Gonzales durch die konservativen Nationalisten Kataloniens eine anti-katalani-
sche Front zu mobilisieren versuchten. Der Angriff gegen Jordi Pujol, Präsident
der katalanischen Regierung, hat nichts anderes bewirkt als die erneute Eröff-
nung einer gründlichen Auseinandersetzung innerhalb der spanischen Gesell-
schaft zwischen Anhängern einer unitarischen Vision Spaniens und einer mehr
national geprägten Staatsauffassung.

Die Unterstützung des CiU für die Regierung Felipe Gonzalez, die mit dem Erfolg
der Präsidentschaft in der EU unter Gonzalez Führung und auch mit der Fortset-
zung der Konvergenzpolitik entsprechend dem Maastrichter Vertrag gerechtfertigt
wurde, endete abrupt damit, daß der katalanische Ministerpräsident Jordi Pujol den
Verlust der Stimmen im katalanischen Parlament vermutete. Daraus resultierte die
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Ausschreibung einer vorzeitigen Wahl in Katalonien und das Ende seiner Unter-
stützung für Gonzalez im spanischen Parlament.

Auf diese Art hat Spanien in weniger als einem Jahr drei Einberufungen zur
Wahl erlebt. Der Wahlkalender begann im Mai 1995 mit den Gemeinde- und Parla-
mentswahlen in den 13 autonomen Gebieten. Das Ergebnis dieser Wahlen brachte
einen spektakulären Gewinn für die Partido Populär. Damit veränderte sich die
Landschaft der Autonomie in Spanien: Der PSOE verlor, bis auf vier, die Kontrolle
über ehemals zehn regionale Volksvertretungen, während die konservative PP,
gegenüber früher vier Parlamenten, nun zehn Volksvertretungen beherrschte. Der
PSOE verlor das Bürgermeisteramt in einigen großen Städten. Zusammen mit dem
Zweckoptimismus der Konservativen trieben die Ergebnisse dieser Wahlen die von
der PP geführte „Gehen Sie, Senor Gonzälez"-Kampagne voran. Das Bild Aznars
selbst wurde nach dem mißlungenen Attentat der ETA gegen seine Person im April
neu aufgewertet. Die spanische Politik verwandelte sich für den PP im Nachhinein
zu einem Sieg.

Konservativer Sieg: Verhandeln in der Sackgasse

In diesem Kontext sollte die Präsidentschaft der EU durchgeführt werden. Felipe
Gonzalez spielte damit einen wichtigen Trumpf aus, denn er zählte auf sein inter-
nationales Prestige und hoffte außerdem auf die guten wirtschaftlichen Ergebnisse
Ende 1995, um damit die Glaubwürdigkeit der Sozialisten bei der Wahl besonders
hervorheben zu können. In diesem Sinn lief die Zeit zugunsten der Sozialisten.

Wie zu erwarten war, zeigten die katalanischen Wahlen im November den Nie-
dergang der CiU an. Der Anteil der Stimmen für die CiU sank von 46% auf 41%
und so verlor die Partei die absolute Mehrheit im katalanischen Parlament. Wie zu
erwarten war zeigte sich damit der Verschleiß der Partei von Ministerpräsident
Pujol aufgrund seiner Unterstützung für die sozialistische Regierung. Anschließend
fanden im März 1996 die Parlamentswahlen in Spanien statt. Die euphorische
Erwartung des Sieges, den die PP aufgrund der durchgeführten Umfragen sicher
zu erringen dachte, brach mit den Ergebnissen zusammen, die wieder einmal dem
Charisma von Gonzalez zuzusprechen waren, genauso wie es auch der Strafe ent-
sprach, die die PP aufgrund ihres Antikatalonismus in ganz Katalonien dabei erlitt.
Schließlich erreichte die PP doch einen Sieg, aber mit 38,8% nur mit einem guten
Prozentpunkt mehr als die PSOE mit 37,5%. Auf diese Weise kam die PP nicht in
den Genuß des Triumphes einer absoluten Mehrheit und mußte dadurch in die
Logik einer Koalitionsbildung eintreten. Vor dem Hintergrund der bestehenden
neuen Mehrheitsverhältnisse im Parlament hat paradoxerweise das 'positive' Ergeb-
nis der Parlamentswahlen für die PP die arithmetische Notwendigkeit ergeben, die
Position der Partei von Jordi Pujol bei einer Regierungsbildung zu berücksichti-
gen. Zu den inneren politischen Spannungen in Spanien kamen im Laufe des letz-
ten Jahres die Aktivitäten der ETA hinzu. Hierzu gehörten zahlreiche Entführun-
gen und 13 Tote im Jahr 1995. Zu den spektakulärsten Delikten gehörte die Ermor-
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düng des Ex-Präsidenten des Verfassungsgerichts, Francisco Tomas y Valiente,
einer der herausragenden Persönlichkeiten der Demokratie in Spanien.

Nach der Wahl hat Jose Maria Aznar die zwei Themen Anti-Terrorismus und
Konvergenz mit Europa als sensible Bereiche für die Entstehung einer konsensua-
len Politik bezeichnet. Auf diese Art und in bezug auf die Konvergenzpolitik in
Europa präsentiert Spanien eine Kontinuität in seiner Haltung.

„ Ole Felipe!"

So titulierte die gewichtige Tageszeitung Le Monde am 20.12.1995 einen Artikel,
in dem die spanische Präsidentschaft der EU sehr hoch eingeschätzt wurde. In der
Tat ist die spanische Präsidentschaft sehr aktiv gewesen. Am 16.1.1996 überreichte
Felipe Gonzalez dem Europäischen Parlament die Jahresbilanz der spanischen Prä-
sidentschaft. In seinem Vortrag betonte er den aktiven Charakter dieser Präsident-
schaft. Gonzalez selbst erwähnte die Durchführung von 49 Ratstagungen und die
beiden Versammlungen des Europäischen Rates (Mallorca im September und Mad-
rid im Dezember) in dieser Zeit. In Brüssel präsidierte Spanien bei 1.699 Zusam-
mentreffen. Dies überstieg die Bilanz der vorherigen Präsidentschaften bei wei-
tem: Belgien präsidierte bei 1.395 Zusammentreffen, Griechenland bei 1.560,
Deutschland bei 1.142 und Frankreich bei 1.4372.

Im Unterschied zu den letzten drei Präsidentschaften hat Felipe Gonzales eine
Rundreise durch alle Hauptstädte der Europäischen Union - ausgenommen Athen
wegen des schlechten Gesundheitszustands von Ministerpräsident Papandreou -
unternommen, um die Möglichkeiten der notwendigen Kompromisse vor dem Tref-
fen des Europäischen Rates in Madrid zu eruieren. Vor dem Hintergrund der ent-
scheidenden Weichenstellungen in der EU in den nächsten fünf Jahren widmete
sich der spanische Premierminister besonders der Währungsunion, der Revisions-
konferenz zum Maastrichter Vertrag, den Verhandlungen für die Erweiterung der
Europäischen Union, der Finanzierung der EU ab dem Jahr 2000, der neuen Sicher-
heitsarchitektur und der europäischen Außenpolitik3.
Entsprechend der Bilanz von Gonzalez gegenüber dem Europäischen Parlament
hat die spanische Präsidentschaft ihre Arbeit in vier große Zielobjekte eingeteilt:

- Weiterführung des Prozesses der Währungsunion, besondere Sorgfalt auf dem
Gebiet der Beschäftigung und der Vollendung des Binnenmarktes;

- Vertiefung der bürgernahen Politikbereiche, besonders müssen Themen wie der
Kampf gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, Gleichberechtigung der
Frau sowie die Bekämpfung von Terrorismus und Drogen angesprochen wer-
den;

- Öffnung Europas zur Welt im Rahmen von Stabilität, Sicherheit, Freiheit und
Demokratie;

- Vorbereitung der Regierungskonferenz 1996.

Die Kritik der europäischen Parlamentarier betraf das Gebiet der Beschäftigung,
auf dem nur geringe Fortschritte erzielt wurden.
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Die Schritte zu einer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)

Spanien war seit seinem Eintritt in die Gemeinschaft ein Förderer der externen
Dimension Europas. Die Agenda der zweiten Präsidentschaft Spaniens repräsen-
tierte eine erweiterte Tagesordnung. Laut Jorge Dezcallar versuchte man, einen
spanischen Akzent auf für Spanien traditionell prioritäre Felder wie das Mittel-
meer oder Iberoamerika zu legen sowie gleichzeitig mit manchen herkömmlichen
Themen zu brechen und sich auf die Intensivierung der Beziehungen zwischen
Europa und den USA zu konzentrieren"4.

Beim Thema GASP zeigten sich die spanischen Diplomaten mit dem Arbeits-
rhythmus sehr zufrieden5: sieben Versammlungen des Rates für allgemeine Ange-
legenheiten; drei informelle Ministertreffen in Santander, New York und Barce-
lona; zwölf Versammlungen des Politischen Kommitees und die Organisation der
periodischen Zusammentreffen von 26 Arbeitsgruppen für die GASP. Auf dem
Gebiet der allgemeinen Aktivitäten traf der Rat zwei Entscheidungen in bezug auf
die Wahlen in Palästina (25.9.95) und Ex-Jugoslawien (11.12.95). Die Aktivitäten
der GASP während der spanischen Präsidentschaft wurden ergänzt durch sieben
gemeinsame Positionen, 73 Erklärungen, 109 Vermittlungen unterschiedlicher
Natur, 69 Dokumente und Berichte und 71 Treffen im Rahmen des politischen Dia-
logs oder von Assoziierungsräten, die von der Ebene der Staats- und Regierungs-
chefs bis zur Ebene der Arbeitsgruppen reichte.

Auf dem Gebiet der spanischen Initiativen wurden die von Spanien gegebenen
Impulse in den Beziehungen zwischen der EU und den USA hervorgehoben. Am
3. Dezember trafen sich Bill Clinton, Felipe Gonzalez und Jacques Santer in Mad-
rid, um die neue Transatlantische Agenda zu unterzeichnen, ebenso den Entwurf
der neuen euro-amerikanischen Deklaration, die die Transatlantische Deklaration
von 1990 ersetzen würde. Das Rahmenabkommen zwischen Europa und den USA
kam kurz nach dem Dayton-Beschluß zustande.

Lateinamerika ist ein Gebiet, das im europäischen Rahmen traditionell von der
spanischen Diplomatie bevorzugt wird. In diesem Sinne trat die förmliche Unter-
zeichnung eines interregionalen Rahmenabkommens zwischen der EU und Merco-
sur hervor, der einen politischen Dialog auf einer höheren Ebene beinhaltete. Es ist
das erste Mal, daß die EU in der Absicht einer zukünftigen Assoziation eine ver-
tragliche Bindung mit einem so weit entfernten Gebiet unterzeichnete.

Die spanische Präsidentschaft versuchte, die Beziehungen der EU zu Mexico
und Chile zu verbessern. Im Falle Mexicos stagnierten die Verhandlungen auf-
grund der Peso-Krise während die Gespräche mit Chile in dieser Zeit voranschrit-
ten, indem eine gemeinsame Erklärung über den politischen Dialog unterzeichnet
wurde und man einem Verhandlungsmandat zur Erreichung eines Assoziierungsab-
kommens wirtschaftlichen und politischen Charakters zustimmte. Kuba war das
andere Land, das die Aufmerksamkeit der spanischen Präsidentschaft erhielt. In
diesem Fall erreichte die spanische Regierung während des Europäischen Rates in
Madrid entgegen dem Widerstand einiger europäischer Kollegen die Akzeptanz für
einen weiteren Dialog und eine Kooperation mit Kuba.
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Der Blick zum Mittelmeer

Das privilegierte außenpolitische Ziel der spanischen Präsidentschaft war die
Durchführung der euromediterranen Konferenz am 27728.11.1995 in Barcelona.
Diese Konferenz ist als ein historisches Treffen bezeichnet worden, denn zum
ersten Mal trafen auf Ministerebene die 15 Mitglieder der Union mit den zwölf
Mittelmeeranrainern zusammen. Die spanische Präsidentschaft betonte den unver-
fälscht europäischen Charakter dieser diplomatischen Aufgabe, die ohne Beteili-
gung der USA realisiert wurde.

Der stetige spanische Druck, der mit dem spanisch-italienischen Projekt einer
Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit im Mittelmeer (KSZM) 1990 begon-
nen hatte, brachte so seinen Ertrag. Das spanische Interesse für dieses Thema hatte
den europäischen Gipfel in Essen zu der Entscheidung bewegt, in einem ersten
Schritt in Richtung einer euromediterranen Assoziierung den Vollzug einer euro-
mediterranen Konferenz während der spanischen Präsidentschaft zu unterstützen.
Die Wichtigkeit, die die spanische Regierung diesem Thema beimaß, wurde
während des Europäischen Rates 1990 in Cannes bekundet. Dieser Rat wurde auf-
grund der Bestimmung der Hilfsmittel für die MOE-Staaten und die benachbarten
Mittelmeerländer zum Schauplatz eines Konflikts zwischen Felipe Gonzalez und
anderen europäischen Mitgliedstaaten, insbesondere aber auch zwischen Gonzales
und Bundeskanzler Helmut Kohl. Während Deutschland und andere die Logik der
Verteilung der Hilfsmittel wie in der vorherigen Periode 1992-96 weiterführen
wollten, schlug Spanien mit der Unterstützung der Europäischen Kommision eine
Umverteilung zugunsten der Mittelmeerländer vor.

Das Schlußabkommen, in dem die Hilfsmittel für den Osten um 8% erhöht wur-
den und die Mittel für die Mittelmeerländer ein Niveau von 22% erreichten, ist ein
Erfolg der spanischen Politik. Man kann im Hinblick auf die Konferenz in Barce-
lona behaupten, daß die EU die von Jacques Delors vorgeschlagene „message fort"
für das Mittelmeer angenommen hat.6

Die Organisation der Konferenz war komplex. Man mußte den Widerstand man-
cher Länder (Marokko, Libanon und Syrien) überwinden, damit sie das Treffen
nicht boykottierten. Vor allem war es nicht möglich gewesen, die Übereinstim-
mung zu einem gemeinsamen Text zwischen den beteiligten Ländern vor der Kon-
ferenz zu erzielen. Die spanische Präsidentschaft organisierte, abgesehen von
Begegnungen in den Staaten des Mittelmeerraums, drei Treffen mit den zwölf Ver-
tretern dieser Länder in Brüssel, um auf der Basis eines vom Rat angenommenen
europäischen Projekts die Erklärung in Barcelona und ein beiliegendes Arbeitspro-
gramm zu entwerfen. Auf diese Art hatte man schon vor der Konferenz in Barce-
lona manche Schwierigkeiten gelöst, vor allem auf dem Gebiet der Wirtschaft (Ver-
einbarung zur Schaffung einer Freihandelszone) und im sozialen Kontext (illegale
Immigration). Erreicht wurde dies dank mehrdeutiger Formulierungen sowie durch
das Offenlassen von Themen im zukünftigen Arbeitsprogramm. Daher wird der
Charakter der Erklärung als 'Grundsatzerklärung' für manchen als ungenügend
empfunden. Dabei war die Konferenz aufgrund der allgemeinen politischen und
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sicherheitspolitischen Probleme fast mißgelungen. Denn wie vermutet sah sich der
Barcelona-Prozeß durch den arabisch-israelischen Konflikt 'verseucht'.

Drei Themen blockierten die Abschlußerklärung: das Recht zur Selbstbestim-
mung, die Nichtverbreitung von Atomwaffen und der Kampf gegen den Terroris-
mus. Und dies brachte das Konzept einer 'globalen Mittelmeerpolitik' in Gefahr.
Schließlich nahm der spanische Außenminister Javier Solana eine unnachgiebige
Haltung an. Mit der Zustimmung aller Mitglieder der EU präsentierte Solana einen
Text, der weder Israel, noch Syrien oder den Libanon völlig befriedigte. Demnach
sollte jedes Land, das diesen Text nicht akzeptierte, für das Scheitern der Konfe-
renz verantwortlich gemacht werden. Schließlich wurde der Text ohne Unterschrif-
ten angenommen und die spanische Präsidentschaft sprach von Barcelona als
einem Erfolg. Der Erfolg der spanischen Diplomatie in Barcelona hatte wichtige
innenpolitische Ergebnisse und Spanien erlangte auch auf internationaler Ebene
Anerkennung, wie es auch später mit der Ernennung von Solana zum NATO-Gene-
ralsekretär zum Ausdruck kam.

Der Europäische Rat in Madrid

Die spanische Präsidentschaft, die ihre eigenen Ziele bei der gemeinsamen Agrar-
politik (GAP) und der Fischereipolitik nicht weiter vorantreiben konnte, stellte den
Europäischen Rat mit Blick auf das Jahr 2000 als eine wichtige Etappe auf dem
Weg zu einer neuen Konstruktion Europas dar. In diesem Sinne hat Madrid als
Agenda gewirkt. Mit anderen Worten, Termine wurden vereinbart und man ver-
suchte, die Projekte der Zukunft aus der Taufe zu heben. Das trifft zu in den Fällen
der gemeinsamen Währung, der Erweiterung und der Revision des Vertrages von
Maastricht.

Der Europäische Rat in Madrid im Juni 1989 setzte die Währungsunion in Gang.
Sechs Jahre später, in der gleichen Stadt, taufte der Europäische Rat die Währung
auf den Namen Euro und nahm den Terminplan für seine Einführung an. So wird
1998 entschieden, welche Länder 1997 die in Maastricht festgesetzten Konver-
genzkriterien für den Beitritt zur WWU erfüllt haben, die ab 1.1.1999 in Kraft tre-
ten wird. Die spanische Regierung sowie die Opposition, die Partido Populär, haben
den Willen offenbart, zu jenen Ländern zu gehören. Der Wirtschaftsminister Pedro
Solbes sagte am Tag der Eröffnung des Rates in Madrid: „Es gibt nichts, was uns
hindert, die Voraussetzungen des Konvergenzplanes 1997 zu erfüllen"7.

In Wirklichkeit und trotz der Verbesserung ist die Höhe des staatlichen Defizits
von den Anforderungen der Konvergenzkriterien noch weit entfernt. Mit den Zah-
len von 1995 (4,7% Inflationsrate, 11,5% Zinsniveau, 5,9% Budgetdefizit des BIP
und 64,8% Gesamtverschuldung) wird Spanien es kaum schaffen, in der führenden
Gruppe der Teilnehmerländer zu sein, falls der Terminkalender von Madrid einge-
halten werden kann.

In bezug auf die Erweiterung wechselte Gonzalez von der Formel „Erst vertie-
fen, dann erweitern" zu der Akzeptanz einer Erweiterung, die politisch schnell und
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wirtschaftlich langsam vollzogen werden soll. Der spanische Willen, einen Ter-
minplan gleich für alle Beitrittsaspiranten der Erweiterung schon in Madrid aufzu-
stellen, kollidierte mit dem Wunsch anderer Länder, Unterscheidungen zwischen
den Kandidaten vorzunehmen, wie etwa im Fall der Unterstützung der vier Vise-
gräd-Länder durch Deutschland. Madrid folgte schließlich der spanischen Linie,
die annehmen läßt, daß die Verhandlungen 1998 beginnen können und daß einige
Kandidaten bereits im Jahr 2000 die Mitgliedschaft erlangen können.

Maastricht II

Die spanische Präsidentschaft wurde von Mißverständnissen zwischen den Mit-
gliedern geplagt. Die französischen Nuklearversuche oder die deutschen Aussagen
gegen eine Teilnahme Italiens an der WWU bildeten den Hintergrund der Sonder-
tagung des Europäischen Rats in Fomentor (Mallorca) im September 1995. Mit
diesem informellen Gipfel verfolgte Felipe Gonzalez das Ziel, einen minimalen
Konsens zwischen den 15 wiederherzustellen. In diesem Sinne wurde als wichtig-
stes Ergebnis des Gipfels von Fomentor vereinbart, die Reform des Maastrichter
Vertrages während der italienischen Präsidentschaft beginnen zu lassen.

Der von Carlos Westendorp realisierte Pakt und seine Verhandlungsarbeit an der
Spitze der Reflexionsgruppe ist von den europäischen Mitgliedern als positiv
bezeichnet worden, als sie den Schlußbericht der unterschiedlichen existierenden
Positionen entgegennahmen. Demgegenüber betonten die spanischen Medien aber
die größere Bedeutung einer Reihe prioritärer Themen für Spanien (Stimmenge-
wichtung im Rat auf der Basis der Bevölkerung; Erweiterung der Kompetenzen für
Beschäftigung; die GASP sowie Themen, die den Bürger wirklich berühren, wie
Menschenrechte und der Kampf gegen Drogen und Terrorismus). Das Prestige,
diese Reflexionsgruppe präsidiert zu haben, addierte sich bei Carlos Westendorp
zu den Leistungen auf seinem langen Lebensweg als spanischer Unterhändler in
Brüssel. Deshalb entschloß sich Gonzalez, ihn zum Außenminister zu ernennen,
nachdem Javier Solana sein Amt als Generalsekretär der NATO angetreten hatte.

Während der zweiten Hälfte 1995 leitete Spanien auch die Präsidentschaft der
WEU. Zum ersten Mal verliefen in einem einzigen Staat die Präsidentschaft der
EU und der WEU parallel. Auf diesem Gebiet unterwarf sich die spanische Präsi-
dentschaft zwei großen Zielen: (1) Vorantreiben der Ausarbeitung eines WEU-Bei-
trages zum Turin-Gipfel auf der Basis eines vorherbestimmten Ziels (europäische
Sicherheits- und Verteidigungsidentität), (2) Weiterentwicklung der operativen
Rolle der WEU auf der Grundlage der schon vorher vereinbarten neuen politischen
Strukturen, und mit Blick auf die zukünftigen Krisen. Somit waren Institutionali-
sierung, Operationalität und Funktionalität auf dem Gebiet der Krisen die drei Ach-
sen, die die spanische Präsidentschaft bewegten, und die bei den Ergebnissen des
Ministerrats der WEU in Madrid im November 1995 festgestellt wurden8.

Im Unterschied zu anderen Zeiten muß man heutzutage von einem größeren
spanischen Pragmatismus in bezug auf die WEU sprechen. In diesem Sinne kon-
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zentriert sich die spanische Aufmerksamkeit eher auf die Strategie als auf das
Objekt selbst, nämlich die europäische Verteidigungsidentität.

Nach der beendeten Doppel-Präsidentschaft ist das erste Drittel des Jahres 1996
von innenpolitischem Leben erfüllt gewesen. Auf dem Gebiet der europäischen
Themen hat die spanische Gesellschaft aufgrund des bilateralen Konflikts mit Bel-
gien wegen der Auslieferung von zwei Personen nach Spanien, die vermeintlich in
terroristische Aktivitäten der ETA verwickelt waren, einen negativen Eindruck
erhalten. Die dritte Säule der EU wird besonders bezüglich des Kampfes gegen
den Terrorismus in unmittelbarer Zukunft eine privilegierte Position auf der
europäischen Agenda Spaniens haben.
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